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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Öffentliche Ordnung

Im Jahr 2011 haben acht Grossdemonstrationen mit mehr als 1000 Teilnehmern
stattgefunden. Die grösste, vom Netzwerk „Menschenstrom gegen Atom“ organisierte
Kundgebung fand im Kanton Aargau statt, wo über 20'000 Personen gegen die
Atomenergie demonstrierten. In Bern besetzten Aktivisten während elf Wochen den
Viktoriaplatz und forderten die BKW auf, das Atomkraftwerk Mühleberg abzuschalten.
Nach erfolglosen Verhandlungen liess die Stadt Bern das Camp Ende Juni räumen. Der
Ausstieg aus der Atomenergie war auch das Thema des traditionellen Ostermarsches
und der Schülerdemonstration in Bern im Mai. Am 13.6. haben in Mühleberg mehr als
1000 Menschen für die sofortige Stilllegung des AKW Mühleberg demonstriert. Weitere
Kundgebungen mit mindestens 1000 Beteiligten (ohne 1.-Mai-Demonstrationen) gab es
zur Schliessung der Papierfabrik Biberist (3000 Beteiligte), zu Rechten von
homosexuellen Paaren bei der Adoption (1500 Beteiligte), zum Verschwinden der
Islamophobie (1000 Beteiligte) und zur Albisgüetli-Tagung der SVP (1500 Beteiligte). 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.10.2011
NADJA ACKERMANN

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Löhne

Ces trois dernières années, les salaires réels se sont affaiblis de 0.4%, provoquant une
baisse du pouvoir d'achat. La consommation par habitant (hors dépenses de santé)
aurait diminué d'environ 0.7% depuis 2015. Vu la bonne santé de l'économie, l'USS
réclamait en septembre une augmentation générale des salaires de 2% et le
développement de la protection sociale, afin de relancer l'économie intérieure et
d'accroître le pouvoir d'achat des Suisses. En novembre, l'USS demande entre autre un
treizième salaire pour tout le monde, davantage de conventions collectives de travail
(CCT) fixant des minimas, des structures d'accueil des enfants financées par l'Etat et
davantage d'allocations familiales dans certains cantons. Le syndicat exige une
distribution d'une partie des bénéfices de la BNS en faveur de l'AVS. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.09.2019
DIANE PORCELLANA

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Rund 100 führende Wirtschaftsvertreter sprachen sich im Herbst 1995 in einem
gemeinsam veröffentlichten Grundsatzpapier für eine ausgeweitete kontrollierte
Drogenabgabe an Süchtige, die Eliminierung sämtlicher offener Drogenszenen, eine
Entkriminalisierung des Drogenkonsums sowie für verstärkte Präventionsmassnahmen
im Bereich der Jugend- und Familienpolitik aus. Sie begründeten ihr Engagement mit
menschlicher Betroffenheit, aber auch mit der Ineffizienz der heute noch stark auf
Repression ausgerichteten Drogenpolitik, welche den Steuerzahler – und damit auch
die Wirtschaft – stark belastet, sowie mit Image-Problemen des Wirtschaftsstandortes
Schweiz. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.11.1995
MARIANNE BENTELI
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Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Das Kostenmonitoring des BAG zeigte für das erste Quartal 2016 einen Kostenanstieg in
der Grundversicherung um 7.7 Prozent; in der Folge kamen bereits im Mai 2016 erste
Befürchtungen auf, wonach 2017 kein gutes Prämienjahr werden würde. Im weiteren
Verlauf des Jahres wurden entsprechend immer mehr Stimmen laut, die eine starke
Prämienerhöhung prognostizierten. Im September 2016 erwies sich die
Prämiensituation jedoch weniger schlimm als erwartet: Die Prämien für Erwachsene mit
einer Standardfranchise von CHF 300 und Unfalldeckung stiegen durchschnittlich um
4.5 Prozent, 0.1 Prozent weniger als im langjährigen Durchschnitt und deutlich weniger
als befürchtet worden war. Einiges stärker legten hingegen die Prämien bei höheren
Franchisen (5.8 Prozent), für junge Erwachsene zwischen 19 und 25 Jahren (5.4 Prozent)
und insbesondere für Kinder (6.6 Prozent) zu. Gerade Letzteres sorgte für viel Kritik:
Dadurch steige die Belastung für Familien deutlich, wurde vielfach moniert.
Gesundheitsminister Berset bedauerte diese Entwicklung, wies aber darauf hin, dass
die Gesundheitskosten für Kinder stark gewachsen seien – von rund CHF 500 (1997) auf
über CHF 1'000 (2015) pro Jahr. Da die Kinderprämien die entsprechenden Kosten nicht
mehr gedeckt hätten, sei der sprunghafte Anstieg nötig geworden. Grosse Unterschiede
sowohl in der Zunahme als auch in der tatsächlichen Prämienhöhe zeigten sich einmal
mehr bezüglich Kanton und Wohnort, der Krankenversicherung sowie dem
Versicherungsmodell. Mit über sieben Prozent war die Zunahme in den Kantonen Jura
(7.3%) und Glarus (7.1%) besonders hoch, mit etwas über drei Prozent in den Kantonen
Bern (3.5%) und Aargau (3.6%) hingegen besonders tief. 
In der Folge diskutierten die Medien über mögliche Gründe für diesen Anstieg und
beriefen sich auf eine Studie des BAG. Diese hatte kurz zuvor aufgezeigt, dass der
Kostenanstieg vor allem auf eine zunehmende Inanspruchnahme von ambulanten
Diensten von Spitälern sowie von Leistungen von Spezialärztinnen und -ärzten
zurückzuführen sei. So sei die Anzahl Patienten im spitalambulanten Bereich zwischen
2009 und 2015 um 34 Prozent angestiegen und da Hausärztinnen und Hausärzte
dieselben Leistungen billiger erbringen könnten als Spitäler, habe das einen grossen
Effekt auf die Prämien. Zudem seien die Haus- und Kinderärzte bessergestellt worden,
was die OKP weitere CHF 200 Mio. gekostet habe, schrieb die Sonntagszeitung.
Gleichzeitig hätten Tarifkürzungen bei den Spezialärzten kaum zu Kosteneinsparungen
geführt. Erstmals wurden zudem die Negativzinsen als Kostenfaktor angeführt: Diese
hätten sich negativ auf die Reserven der Krankenversicherer ausgewirkt. Dass die
Kapitalanlagen der Krankenversicherer zudem kaum Anlagerendite abwarfen, habe die
Prämiensituation auch nicht verbessert. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.01.2017
ANJA HEIDELBERGER

Wie bereits im Vorjahr hörte man auch im Jahr 2017 viele Stimmen, die sich ob dem
Prämienanstieg fürs Jahr 2018 besorgt zeigten. Unter anderem prognostizierte die
Konjunkturforschungsstelle KOF der ETH Zürich im Juni 2017 einen Anstieg der
Gesundheitskosten auf über CHF 10'000 pro Person und Jahr. Nach der Ankündigung
eines Eingriffs des Bundesrats bei Tarmed verbesserten sich im August 2017 jedoch die
Prognosen. Durch die Änderungen im Tarmed könne man CHF 470 Mio. pro Jahr
einsparen, erklärte Gesundheitsminister Berset. Da Letzterer zudem die
Krankenversicherer anhielt, diese Einsparungen bereits in den Prämien fürs Jahr 2018
zu berücksichtigen, ging man davon aus, dass diese um 1.5 Prozent weniger stark steigen
würden als ohne den Eingriff. Der Krankenkassenverband Curafutura rechnete
entsprechend mit einem Prämienanstieg zwischen 2.5 und 3.5 Prozent anstelle von 4
bis 5 Prozent. Anders sah dies der Krankenkassenverband Santésuisse. In einem Brief an
den Gesamtbundesrat nannte er das Vorgehen des BAG «gefährlich»; es sei unklar, ob
es wirklich zu Einsparungen in dieser Höhe kommen würde. Denn beim ersten Tarmed-
Eingriff des Bundesrats 2014 hätten die Leistungserbringer die Kürzungen durch
Mengenausweitung oder Verrechnung auf andere Positionen kompensiert. Zudem gebe
es keine gesetzliche Grundlage dafür, allfällige zukünftige Kosteneinsparungen bei der
Prämienberechnung zu berücksichtigen. Insgesamt befürchtete Santésuisse, dass die
Prämien 2018 zu niedrig festgelegt würden und es so 2019 zu einem starken
Prämienanstieg kommen würde. Dann müssten einige Versicherte aufgrund der
Neueinteilung der Prämienregionen sowie wegen tieferer Rabatte bei der höchsten
Franchise mit einem Prämienanstieg von bis zu 20 Prozent rechnen. 
Kurz vor Bekanntgabe der Prämien für das nächste Jahr präsentierte Santésuisse
überdies die Kosten der OKP. Diese betrugen fürs Jahr 2016 CHF 31.7 Mrd. und waren
um 3.8 Prozent angestiegen, was wie im Vorjahr vor allem auf das Kostenwachstum im
spitalambulanten Bereich (8%) und bei den Medikamentenpreisen zurückzuführen war.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.01.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Ende September verkündete Bundesrat Berset schliesslich, dass die Prämien für die
Grundfranchise von CHF 300 mit Unfalldeckung durchschnittlich um 4 Prozent und
damit unterdurchschnittlich (4.6%) stark steigen würden. Grosse Unterschiede zeigten
sich insbesondere zwischen den Sprachregionen: In der Romandie stiegen die Prämien
deutlich stärker als in der Deutschschweiz, die höchsten Zunahmen waren denn auch in
französisch- oder zweisprachigen Kantonen festzustellen (Waadt: 6.4%, Wallis: 5.9%,
Genf: 5.4%, Neuenburg: 5.4%). Deutliche Worte fand diesbezüglich vor allem der
Waadtländer Gesundheitsdirektor Pierre-Yves Maillard (VD, sp), der die Schuld am
Anstieg der Gesundheitskosten bei der Bundespolitik sah. Insbesondere die neue
Spitalfinanzierung mit Einführung von Fallpauschalen und freier Spitalwahl, aber auch
die Aufhebung des Zulassungsstopps hätten katastrophale Auswirkungen auf die
Gesundheitskosten gehabt. 
Neben den regionalen Unterschieden sorgten vor allem auch die steigenden Kosten für
Familien für Schlagzeilen. So wuchsen die Prämien für Kinder erneut besonders stark –
um durchschnittlich 5 Prozent –, diejenigen für junge Erwachsene um 4.4 Prozent. 5

Soziale Gruppen

Familienpolitik

In Luzern tagte Mitte Oktober unter dem Präsidium von Bundespräsident Cotti die 22.
Konferenz der europäischen Familienminister. 150 Minister und Ministerinnen sowie
Delegierte aus 30 Nationen diskutierten in vier Arbeitssitzungen das Thema
"Familienpolitik und Dezentralisation". In seiner Begrüssungsansprache betonte Cotti,
eine aktive Familienpolitik sei in erster Linie ein Erfordernis der sozialen Gerechtigkeit
gegenüber denjenigen, die durch Pflege und Erziehung von Kindern einen
unerlässlichen Beitrag an den Weiterbestand der Gesellschaft leisteten. Als
bedauernswert bezeichnete er es, dass immer mehr Aufgaben von den Familien
weggenommen und professionellen Kräften überantwortet würden. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.10.1991
MARIANNE BENTELI

Das Schicksal der illegal anwesenden Saisonnier-Kinder wurde weiter thematisiert. Auf
rund 10 000 werden sie geschätzt, weitere Zehntausende leben aufgrund von
schweizerischen Gesetzesbestimmungen von einem oder beiden Elternteilen getrennt.
Saisonniers können grundsätzlich ihre Familien nicht dauernd in die Schweiz
mitnehmen, Jahresaufenthalter müssen nachweisen, dass ihre Wohnung gross genug
und das Einkommen ausreichend ist für den Unterhalt der Familie. Deshalb drängten in
der Kinderarbeit engagierte Kreise immer wieder darauf, die Schweiz müsse die UNO-
Konvention über die Rechte der Kinder möglichst rasch und vorbehaltlos
unterzeichnen, da nur so eine rasche Besserstellung der betroffenen Familien erreicht
werden könne. Ende Jahr wurde eine mit mehr als 10 000 Unterschriften versehene
Petition eingereicht, welche ebenfalls die Forderung nach einer vorbehaltlosen
Ratifizierung der UNO-Konvention stellte. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.01.1992
MARIANNE BENTELI

Rund 1000 Ärzte und Ärztinnen ersuchten den französischen Hersteller, die Zulassung
für das bereits seit einigen Jahren zur Diskussion stehende orale Abtreibungsmittel RU-
486 bei der Interkantonalen Kontrollstelle für Heilmittel (IKS) zu beantragen. Aufgrund
vehementer fundamentalistischer Angriffe hatte die Herstellerfirma darauf verzichtet,
das Medikament aus eigenem Antrieb auf den europäischen Markt zu bringen. Das
Mittel ist heute nur in Frankreich, England und Schweden zugelassen. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.09.1992
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen der Vernehmlassung verlangten die Homosexuellen Arbeitsgruppen der
Schweiz (HACH) die Verankerung des Rechts auf Ehe für gleichgeschlechtliche Paare
im Zivilgesetzbuch, da sonst homosexuelle Lebensgemeinschaften erbrechtlich sowie
in anderen Fällen, in denen das Recht an den Status der Ehe anknüpft – beispielsweise
bei fremdenpolizeilichen Bestimmungen –, gegenüber den heterosexuellen Paaren
diskriminiert würden. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.10.1992
MARIANNE BENTELI
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Zum Abschluss des Internationalen Jahres der Familie präsentierte die von der
Vereinigung Pro Familia im Auftrag des Bundesrates eingesetzte Kommission einen
detaillierten Forderungskatalog. Sie verlangte insbesondere die möglichst rasche
Einführung einer Mutterschaftsversicherung, eine einheitliche Regelung der Familien-
und Kinderzulagen auf Bundesebene, die Anerkennung der unbezahlten Leistungen der
Familien sowie die Sicherung eines Familienlastenausgleichs, um so die Vereinbarkeit
von Familie, Arbeit und Schule zu realisieren. Weiter setzte sie sich für die
raschestmögliche und vorbehaltlose Ratifikation der UNO-Konvention über die Rechte
des Kindes ein. Vom Bundesrat erwartete sie schliesslich, dass er einen unabhängigen
Rat für Familienfragen einsetze, der die Vernetzung und den Informationsaustausch von
Wissenschaft, Politik, Institutionen und Gesellschaft sicherstellen soll.
Die für die Familienpolitik zuständige Bundesrätin Dreifuss konnte darauf hinweisen,
dass einige der Forderungen in Prüfung sind oder sich bereits im Stadium der
Gesetzgebung befinden (Mutterschaftsversicherung, Ratifikation der UNO-Konvention).
Skeptisch äusserte sich Dreifuss zum Vorschlag, neue eidgenössische Gremien für
Familienfragen zu schaffen. Sie schlug stattdessen vor, ein Koordinationsorgan ins
Leben zu rufen, in dem die Bundesverwaltung, die Kantone, die Gemeinden, die
Wissenschaft sowie die privaten Familien-, Frauen- und Jugendorganisationen
vertreten wären.
Wissenschaftliche Studien, die eine Art Bestandesaufnahme der schweizerischen
Familienpolitik erstellten, untermauerten die Forderungen der Kommission. Erstmals
wurden die staatlichen finanziellen Leistungen zugunsten der Familien erhoben. 1990
machten sie rund 2,1% des Bruttoinlandproduktes (BIP) aus, während sie in den EU-
Staaten im Durchschnitt knapp 3% des BIP betrugen. Dies hängt wohl auch damit
zusammen, dass die Schweiz als einziges EU- oder Efta-Land immer noch keine
Mutterschaftsversicherung kennt. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.1994
MARIANNE BENTELI

Als erste evangelisch-reformierte Kantonalkirche will jene von St. Gallen die
homosexuelle Lebenspartnerschaft vorbehaltlos anerkennen und kirchlich segnen. In
einem Bericht, der von interessierten Kreisen als einzigartig für eine Amtskirche in der
Schweiz und im gesamten deutschsprachigen Raum bezeichnet wurde, kamen die
Kirchenvertreter zur Überzeugung, dass kein theologischer Grund dagegen spricht,
Menschen, die ernsthaft zusammenleben wollen, in einer gottesdienstlichen Feier zu
segnen. Homosexuelle Mitmenschen seien zu ermutigen, sich zu ihrer Homosexualität
zu bekennen und eine möglichst ganzheitliche und stabile Partnerbeziehung
anzustreben. Eine Kommission wurde beauftragt, entsprechende Änderungen der
Kirchenordnung vorzubereiten. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.07.1996
MARIANNE BENTELI

Schwule und Lesben verliehen ihrer Forderung nach einer vollen Gleichstellung ihrer
Partnerschaft mit der Ehe Nachdruck. Sie leiteten dem EJPD zwei Gesetzesprojekte zu
ihrem Anliegen zu. Der erste Vorschlag sieht eine Öffnung der Ehe für Schwule und
Lesben vor, der zweite eine registrierte Partnerschaft mit grundsätzlich den gleichen
Rechten und Pflichten wie in der Ehe. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.11.1997
MARIANNE BENTELI

Die Sozialvorstände von 40 Schweizer Städten schlossen sich zur Initiative „Ja zur
sozialen Sicherung“ zusammen. Handlungsbedarf sahen sie vor allem im Bereich der
Familienarmut. Sie begrüssten deshalb die bundesrätlichen Modelle zur Reform der
Familienbesteuerung, vertraten aber die Auffassung, dies könne nur ein Anfang sein. Es
seien weitere Schritte notwendig, um die strukturelle Familienarmut zu verhindern.
Gefordert wurde ein gesamtschweizerisch vereinheitlichter Sockel der Kinderzulagen.
Darüber hinaus müssten bedarfsabhängige ergänzende Kinderleistungen ausgerichtet
werden, abgestimmt auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.07.2000
MARIANNE BENTELI

Das Bundesamt für Sozialversicherung erklärte die verschärft rezeptpflichtige
Abtreibungspille Mifegyne auf den 1.12.2000 für kassenpflichtig. Der Verein
„Schweizerische Hilfe für Mutter und Kind" (SHMK), der sich mit allen Mitteln gegen die
Zulassung dieser medikamentösen Form des Schwangerschaftsabbruchs gewehrt hatte,
erklärte, er werde nun mit kantonalen Beschwerden weiter gegen Vertrieb und
Anwendung des Medikaments ankämpfen. Ein erster Rekurs wurde im November im
Kanton St. Gallen eingereicht. Beide Parlamentskammern nahmen eine Petition der
Schweizerischen Vereinigung Ja zum Leben, die ein Verbot von Mifegyne verlangte, zur

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.11.2000
MARIANNE BENTELI
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Kenntnis, gaben ihr aber keine Folge 14

Wie bereits anlässlich der Schlussabstimmung im Nationalrat angekündigt, ergriff die
CVP erstmals in ihrer Parteigeschichte das Referendum gegen eine bundesrechtliche
Regelung. Der Parteileitung blieb die Gefolgschaft an der Basis allerdings fast gänzlich
verwehrt; insbesondere viele Frauen und Junge empfanden das Referendum als
„Zwängerei“. Kurz darauf beschloss auch die „Gesellschaft für den Schutz des
ungeborenen Lebens“ (GLS) das Referendum; getragen von Abgeordneten aus der SVP,
der EVP und der EDU versuchte sich dieses Komitee zwischen der CVP und den
fundamentalistischen Abtreibungsgegnern zu positionieren, welche das Referendum
ebenfalls ergriffen. Anfang Juli musste die CVP einsehen, dass sie – in diesem Bereich
zumindest – nicht referendumsfähig ist; sie hatte bis zu diesem Zeitpunkt nur gut
30 000 Unterschriften beigebracht. Um diese nicht ungenutzt zu lassen, schloss sie
sich mit der GLS zusammen, die rund 20 000 Unterschriften beisteuerte. Keine
Sammelsorgen hatte hingegen die „Schweizerische Hilfe für Mutter und Kind“ (SHMK),
die fast 90 000 Unterschriften zusammentrug; weitere 32 000 Unterschriften kamen
von der ihr nahestehenden Vereinigung „Ja zum Leben“. Das Referendum kam
schliesslich mit 160 127 gültigen Unterschriften zustande.

Der Artikel zur Volksabstimmung findet sich hier. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.07.2001
MARIANNE BENTELI

Fünf in der Sozial- und Familienpolitik tätige Organisationen (Eidg. Kommission für
Familienfragen, Pro Familia, Pro Juventute, Schweiz. Konferenz für Sozialhilfe und
Städteinitiative „Ja zur sozialen Sicherheit“) forderten dringend Massnahmen zur
finanziellen Besserstellung von Familien mit dem Ziel, die Leistungen der Familien
vermehrt zu anerkennen und Familienarmut zu verhindern. Mittelfristig möchten sie am
bisherigen dualen System von Familienzulagen und Steuerabzügen festhalten. Sie
verlangten eine Bundeslösung für die Ausrichtung einheitlicher Kinderzulagen in der
Höhe von mindestens 200 Franken resp. 250 Franken für Jugendliche in Ausbildung.
Zudem unterstützten sie die Bestrebungen des Nationalrates, für finanzschwache
Familien einkommensabhängige Familienergänzungsleistungen nach dem Tessiner
Modell einzuführen. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.08.2002
MARIANNE BENTELI

Im Vorfeld der Beratung ihrer Volksinitiative „Für fairere Kinderzulagen“ im Parlament
erklärte die Gewerkschaft Travail.suisse, die von ihr geforderte monatliche Zulage von
450 Fr. pro Kind sei finanzierbar, wenn eine moderate Erbschaftssteuer eingeführt
würde. Erbschaften sollten – bei einem Freibetrag von 500 000 Fr. – mit einem
Steuersatz von 25% besteuert werden. Bei der derzeitigen Vererbungssumme von
jährlich rund 25 Mia Fr. brächte dies Einnahmen von 2,75 Mia Fr., also etwa soviel, wie
der Ausbau der Kinderzulagen kostete. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.01.2005
MAGDALENA BERNATH

Die eidgenössische Kommission für Familienfragen (EKFF) lancierte im Berichtsjahr eine
Debatte über eine Elternzeit. In einer im Oktober veröffentlichten Publikation forderte
sie, dass Mütter und Väter nach der Geburt eines Kindes 24 Wochen Elternzeit erhalten
sollen, die sie sich gemeinsam aufteilen können. Während dieser Zeit erhielten sie 80%
des Lohnes; maximal 5880 Fr. im Monat. Die Elternzeit müsste nicht am Stück, sondern
könnte bis zur Einschulung des Kindes in Tranchen oder auch als Teilzeitarbeit bezogen
werden. Die Kosten für die Einführung der Elternzeit schätzte die EKFF auf 1,1 bis 1,2 Mia
Fr. Eine Finanzierung des Elterngeldes über die Erwerbsersatzordnung würde eine
Erhöhung bei den Lohnprozenten von je 0,2% für Arbeitnehmende und Arbeitgebende
bedeuten. Bei einer Finanzierung über die Mehrwertsteuer müsste der Satz um 0,4 bis
0,5% angehoben werden. Bei bürgerlichen Politikern und der Wirtschaft stiess die Idee
auf Widerstand. Sie wehrten sich gegen zusätzliche Sozialabgaben und bezweifelten die
zentrale Bedeutung einer Elternzeit für die Standortattraktivität der Schweiz. 18

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.10.2010
ANDREA MOSIMANN
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Verbände, die sich für homo- und bisexuelle Anliegen einsetzen, wehrten sich auch im
Berichtsjahr gegen das Adoptionsverbot für gleichgeschlechtliche Paare. Aus diesem
Grund versammelten sich ihre Vertreter im Mai in Bern zu einer Demonstration. Ihre
Unzufriedenheit mit dem Verbot ist insbesondere darin begründet, dass Homosexuelle
die Kinder ihrer Partner nicht adoptieren können, was im Falle eines Todesfalls des
Partners besonders gravierend ist, da diese Personen die Kinder des Partners teilweise
über Jahre miterzogen haben und über keinerlei Rechte verfügen. Das Bundesgericht
wies im Berichtsjahr die Beschwerde einer Klägerin ab, welche in einer eingetragenen
Partnerschaft lebt und das Kind ihrer Partnerin adoptieren wollte. Die Klägerin zog das
Urteil Ende des Berichtsjahres an den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in
Strassburg weiter, wo die Beschwerde Ende des Jahres noch hängig war. 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2011
ANITA KÄPPELI

Entre 1998 et 2018, pas moins de 34 objets parlementaires ont été déposés pour un
congé paternité/parental. Allant de la simple interpellation à l'initiative parlementaire
ou cantonale, plus d'un tiers d'entre eux provenaient du camp écologiste. Le PDC n'est
pas en reste, puisqu'il a déposé dix projets, tandis que le PS en a amené six et que
l'UDC, le PBD et les Verts'libéraux ont en déposé un chacun et le PLR deux. 19 objets sur
34 ont été lancés par des femmes (une initiative provenait du canton de Genève).
Plusieurs variantes ont été proposées: le simple partage de la durée actuelle du congé
maternité entre les deux parents, un congé supplémentaire pour le papa, allant de une
à huit semaines ou un allongement de la durée du congé maternité, qui deviendrait
alors un congé parental. Onze de ces 34 propositions ont été classées sans suite, le
délai d'examen de deux ans ayant été dépassé, ce qui peut s'expliquer par le nombre
important d'objets similaires discutés durant la même session. Aucun d'entre eux n'a
été accepté. Le congé paternité fraiera peut-être son chemin par les urnes, l'initiative
populaire pour un congé paternité raisonnable ayant obtenu à l'été 2018 le nombre de
signatures nécessaires.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.10.2018
SOPHIE GUIGNARD

Les mesures prises face à la pandémie de coronavirus, et notamment la fermeture des
structures d'accueil extrafamilial ont fait la part belle au débat sur le travail
domestique relatif aux enfants dans la presse des mois d'avril et de mai.
Concernant les crèches, pas d'unité nationale ni pour les fermetures, ni pour le
dédommagement des parents ou des structures. Une question dont le Parlement s'est
d'ailleurs saisi, soulignant par exemple les différences de financement entre la Suisse-
allemande et la Suisse romande. Plusieurs de ces structures se sont dites inquiètes de
l'éventuel manque à gagner.
La question du genre et de l'inégalité qu'il crée en termes de prise en charge des
enfants a été largement évoquée. Des parents révélaient être dépassés par l'ampleur
des tâches que représentaient le télétravail en même temps que l'accompagnement
des enfants dans leur travail scolaire ou leurs activités quotidiennes dans un contexte
de semi-confinement. L'organisation féministe «Eidgenössische Kommission dini
Mueter» a tiré la sonnette d'alarme dans une tribune publiée dans la WoZ: il incombe
plus souvent aux femmes de prendre en charge les tâches de «care» au sein de la
famille, de même qu'elles sont aussi fortement représentées dans les métiers de la
santé et du soin. Plusieurs articles relataient des témoignages de pères ravis d'assister
de manière plus intense au quotidien de leurs enfants, ayant ainsi l'occasion de les voir
grandir, mais également se sentir soulagés de pouvoir retourner au travail.
La question de la vulnérabilité des enfants face au virus n'a pas toujours été claire. En
début d'épidémie, Daniel Koch et Alain Berset avaient annoncé lors de conférences de
presse que les enfants ne pouvaient être infectés, un verdict sur lequel ils sont revenus
plus tard.
Les jeunes mères se sont retrouvées fragilisées pendant la période suivant la naissance
de leur enfant, le suivi à domicile par les sage-femmes étant rendu plus difficile.
Enfin, pour les couples séparés se partageant la garde des enfants, la présence du virus
et du risque d'infection ont parfois crispé les relations autour du droit de visite.
Certains points de rencontre, ces lieux ou le parent qui n'a pas la garde de l'enfant et
représentant un danger pour l'autre peut rencontrer son enfant sous surveillance des
autorités, ayant été fermés. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.06.2020
SOPHIE GUIGNARD
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Frauen und  Gleichstellungspolitik

En novembre 2018, la députée verte Lea Steinle (BS, pes/gps) s'est retrouvée au centre
d'une polémique, qui a soulevé la question des politiciennes qui ont des enfants. Jeune
maman, elle avait tenu à honorer son mandat politique et avait alors siégé au Grand
Conseil de Bâle-Ville avec son bébé, qu'elle portait en écharpe. Pour allaiter le
nourrisson, elle est sortie de la salle. A son retour, alors que le poupon dormait contre
elle, le président du Grand Conseil, Remo Gallachi (BS, pdc) lui a interdit d'entrer à
nouveau. Ce n'est qu'après de vives protestations des autres député-e-s que la jeune
verte a pu retourner à son siège. 
Cette image offre un frappant contraste avec celle du président de l'Assemblée
nationale néo-zélandaise, Trevor Mallard, qui en août 2019 dirigeait les débats de son
Parlement, tout en donnant le biberon au fils d'un député. Une année plus tôt, Larrissa
Waters, une sénatrice australienne allaitait son enfant pendant l'une de ses
interventions. Tout comme Unnur Brá Konráðsdóttir, qui a donné le sein depuis la
tribune du Parlement islandais, la même année. Signe d'une évolution des mœurs
institutionnelles? Le cas de Zuleikhan Hassan, qui a dû sortir en août 2019 de
l'Assemblée nationale kényane avec son bébé semble aller à l'encontre de cette
conclusion. Au sein même de la Suisse, de pareils décalages se retrouvent. A Bâle
même, de nombreux avis contradictoires se sont faits entendre dans la presse et sur les
réseaux sociaux. La députée Steinle a même été victime de courriers haineux, comme le
relate la Basler Zeitung. L'affaire a également suscité le débat bien au-delà des
frontières cantonales. Au Parlement argovien, par exemple, plusieurs bébés ont déjà
été présents dans la salle, sans que cela ne pose problème. Son président, Bernhard
Scholl (AG, plr/fdp) estime que les règles du bon sens doivent primer et que chacun-e
est à même d'estimer ce qui empêche ou non la bonne marche du Parlement. Du côté
des femmes UDC, les avis sont différents: Martina Bircher et Tanya Primault ne sont pas
venues siéger durant leur congé maternité. Elles estiment, comme la Conseillère
nationale Nicole Müller-Boder (udc, AG) que l'éducation des enfants est une affaire
privée. Dans le canton de Lucerne, la chancellerie a été priée de se prononcer sur la
question: L'entrée dans la salle du Grand Conseil dépend de l'autorisation de son
président ou de sa présidente, mais rien dans le règlement ne précise la situation des
bébés ou jeunes enfants. Une absence de règles précises, c'est ce qui ressort de ce
débat. 
Ce que cette absence révèle, en outre, c'est qu'il a été jusqu'ici assez rare que de
jeunes mères se trouvent dans cette situation. Le souhait d'une parité au sein des
organes politiques a été formulé par un groupe de femmes parlementaires en
décembre de la même année. La question des jeunes mères politiciennes fait partie
des réflexions qui doivent être menées pour aller dans ce sens. Quelles solutions
peuvent être trouvées? Dans un article de la NZZ, plusieurs scénarii se dessinent: une
solution de garde d'enfants, qui serait adaptée aux séances courtes et ponctuelles,
comme dans les parlements cantonaux. Ou alors, un système de remplacements,
comme il existe déjà dans les cantons des Grisons, Genève, Jura, Neuchâtel et le Valais.
C'est la proposition qu'a formulé Irène Kälin – qui elle-même a siégé au Conseil national
avec son bébé de trois mois en septembre 2018 – dans un postulat qui a été refusé le 21
juin 2019. Quant au Grand Conseil bâlois, il est en train de statuer sur la motion
Wanner, qui demande la possibilité d'un système de remplacement ainsi que la
permission pour les nouveau-nés d'être dans la salle du Parlement avec leur mère,
jusqu'à un certain âge. 21

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.06.2019
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
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Grundschulen

Ausgangspunkt einer hitzigen medialen Diskussion um die frühkindliche Förderung war
ein Artikel von SVP-Bildungspolitikerin Verena Herzog (svp, TG) in der SVP-Zeitung
«Klartext», in welcher sie argumentierte, dass «eine verfehlte Zuwanderungspolitik
durch staatlich verordnete Krippenerziehung wettgemacht werden» solle. Stein des
Anstosses war dann ihre Aussage, in welcher sie Kinder in Krippen mit Verdingkindern
verglich, die zwecks besserer Erziehung weggegeben wurden. Der Staat solle sich
hierbei in grösserer Zurückhaltung üben – damals wie heute, so Herzog. 
Vertreter und Vertreterinnen von Betreuungsorganisationen sowie vom Verein
Fremdplatziert kritisierten den Vergleich vehement.
Die Aussage Herzogs liess sich in den Kontext der Debatten in Bundesbern über die
frühkindliche Förderung einordnen. So wurde entschieden, dass neue Kita-Plätze
weiterhin subventioniert werden und dass steuerpolitisch jene Eltern finanziell
entlastet werden, die ihren Nachwuchs fremdbetreuen lassen (BRG 18.050). Herzog
störte sich auch an den Bestrebungen, die Frühförderung der null- bis vierjährigen
Kinder auszubauen. In der zuständigen Bildungskommission hätte ihr niemand
beantworten können, was mit jenen Eltern passiere, die ihre Kinder nicht in die
Frühförderung schicken wollten. Der Kindergartenbesuch sei auch freiwillig gewesen
und dann obligatorisch geworden. Dasselbe wäre für die Frühförderung fatal, so
Herzog. 
Praktisch zur selben Zeit berichteten die deutschsprachigen Medien
bezeichnenderweise über die Bemühungen einiger Kantone und Städte, die sprachliche
Frühförderung von Kindern nichtdeutscher Muttersprache zu stärken. Viele Kinder
sprächen zu Hause kein oder kaum Deutsch und seien daher komplett überfordert,
wenn sie in die erste Klasse einträten. In einem Interview äusserte sich auch Dagmar
Rösler, Präsidentin des Dachverbandes der Schweizer Lehrerinnen und Lehrer. Sie
forderte ein schweizweites Obligatorium für eine Frühförderung analog dem Basler
Modell. In diesem Modell «Frühe Deutschförderung» werden eineinhalb Jahre vor dem
Kindergarteneintritt die Deutschkenntnisse fremdsprachiger Kinder ermittelt. Wenn
diese nicht genügen, müssen die Kinder an mindestens zwei halben Tagen pro Woche
eine Spielgruppe oder ein Tagesheim besuchen. In der Folge forderte Christoph
Eymann (lpd, BS), Nationalrat und Präsident der SKOS, in einer zu Beginn von
Nationalrätin Herzog bekämpften und schliesslich überwiesenen Motion, dass der
Bundesrat prüfe und Bericht erstatte, wie die frühe Sprachförderung vor Eintritt in den
Kindergarten mithilfe des Bundes im ganzen Land umgesetzt werden könne.
Ins gleiche Horn blies im Übrigen auch ein Bericht des Schweizerischen
Wissenschaftsrates, der dringenden Handlungsbedarf bei der frühkindlichen Förderung
sah. Gemäss den Medien sei ein schweizweites Obligatorium der sprachlichen
Frühförderung jedoch derzeit nicht realistisch, weil die Frühförderung in der
Kompetenz der Kantone liege. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.07.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Sozialwesen, Soziale Gruppen

Sechs nationale Familien- und Elternorganisationen bündelten 2011 ihre Kräfte, um die
Kompetenzen der Eltern zu stärken. Um den neuen Herausforderungen der Elternschaft
begegnen zu können, setzten sie auf die Schwerpunkte Elternberatung, Eltern und
Bildung, Kleinkinderförderung bei Migrationshintergrund und Öffentlichkeitsarbeit. 23
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